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Haushaltsrede Landrat Rosenke

15.04.2010

Anrede,
wenn ich die derzeitige Gefühlslage zur jetzigen Finanzsituation des Kreises, der Städte und Gemeinden und den Möglichkeiten eines Haushaltsicherungskonzeptes beschreiben müsste, dann sehe ich mich als Hauptverwaltungsbeamter mit dem Kopf im Eisschrank und mit den Füßen im Feuer. 
Irgendwo in der Mitte des Körpers müsste dann eine erträgliche Temperatur zu finden sein, die man weitergeben könnte um die Herzen der Politik zu erwärmen  diesen heißen Weg ins HSK eiskalt zu gehen.

Ja, am Anfang des Haushaltsplanverfahrens stand für mich in der sich immer mehr zuspitzenden Finanzsituation die Frage, ob sich der Kreis Euskirchen einem Haushaltssicherungskonzept unterwerfen solle. Ich hatte Ihnen diese Frage bei der Einbringung vorgelegt, denn nur der Kreistag kann entscheiden, ob der formelle Weg in ein HSK beschritten werden soll. 

Ich verhehle nicht, dass ich dem HSK auch aus psychologischen Gründen grundsätzlich positiv gegenüber gestanden habe. Gleichzeitig wissen wir alle, ein HSK ist kein Allheilmittel für gesunde Finanzen. 
Der Fülle an Arbeit, die ein HSK bringt, hätte sich die Verwaltung allerdings in jedem Falle gestellt – genau so, wie sie sich der Arbeit an einer weiteren Aufgabenkritik stellen wird.

Aus den Haushaltsplanberatungen einschließlich der öffentlichen Stellungnahmen habe ich bisher vernommen, dass sich keine Mehrheit für ein formelles HSK abzeichnet. Es gibt Begründungen, für die auch ich Verständnis habe. Wir werden als Verwaltung selbstverständlich auch ohne HSK wie bisher sparsam und wirtschaftlich arbeiten.

Und das wir sparsam und wirtschaftlich arbeiten lässt sich alleine durch den kostenintensiven Personalbereich belegen: Die vom Kreistag für die Jahre 2006 bis 2009 geforderten Personalkosteneinsparungen in Höhe von 1,5 Mio € haben wir nicht nur erreicht, sondern mit gut 1,2 Mio € zusätzlich übertroffen.

Ich bin zuversichtlich, dass Politik und Verwaltung gemeinsam mit den Bürgermeistern vor Ort über eine erneute Befassung mit der Aufgabenkritik und dem Thema "interkommunale Zusammenarbeit" eine endgültige und rechtzeitige Entscheidung für das noch schwierigere Haushaltsjahr 2011 treffen werden, damit wir in der Verwaltung die entsprechenden Vorbereitungen einleiten können.
Heute wollen wir über den Haushalt 2010 entscheiden. Bedingt durch die Kommunalwahl sind wir spät am Werke – die so genannte haushaltslose Zeit wird allerdings auch über den heutigen Tag hinaus zunächst andauern, denn der Haushalt geht nach Beschlussfassung noch zur Bezirksregierung in Köln. 
In diesem Jahr wird es dabei nicht zu einem Anzeigeverfahren, sondern zu einem Genehmigungsverfahren kommen, denn eine Erhöhung der Kreisumlage ist nicht zu vermeiden.
Und genau bei dieser Aussage sind wir am springenden Punkt bzw. in der politischen Diskussion: über die Höhe der Kreisumlage mag gestritten werden, über die Tatsache, dass eine Erhöhung von 2009 nach 2010 unvermeidbar ist, gibt es jedoch nach meiner Wahrnehmung keinerlei Dissens in diesem Hause. Und das hat einen traurigen Grund, den man kurz zusammenfassen kann in: 
„Entwicklung der sozialen Kosten“
Bei diesem Begriff, bitte ich angesichts der oftmals verkürzenden bundespolitischen Diskussionen zu bedenken, dass damit lediglich eine Zustandsbeschreibung verbunden ist und nicht automatisch eine Wertung.

Fakt ist, und das hat Ihnen der Kämmerer am 20. Januar auf vielen Folien präsentiert, dass sich im Sozialbereich die Zahl der Hilfeempfänger und gleichzeitig damit verbunden die Höhe unserer Kosten massiv nach oben entwickelt hat. Eine Trendumkehr ist auch ansatzweise nicht erkennbar.

Ich bedaure diese Entwicklung, muss allerdings zugeben, dass sie im Grunde nicht überraschend ist. Denn Demografie ist eben nicht nur ein Schlagwort, sondern Realität. 
Es gibt natürlich auch andere Gründe für steigende Zahlen, ob die Entwicklung des Arbeitsmarktes bei den Kosten der Unterkunft für SGB-II-Empfänger oder vom Gesetzgeber hervorgerufene Effekte, aber wir können nicht die Augen davor verschließen, dass die demografische Entwicklung längst ihre Spuren im Kreishaushalt hinterlassen hat. Und übrigens auch im Haushalt des Landschaftsverbandes, erkennbar seit Jahren an der steigenden Landschaftsumlage.
Im Kreishaushalt sehen wir die Demografie u.a. bei der Hilfe zur Pflege, beim Pflegewohngeld und bei der Grundsicherung für Ältere, wenn es um die ältere Generation geht, aber auch bei der Anzahl der Kindergartenkinder im Jugendbereich.

In finanzieller Hinsicht hat uns die Demografie längst ereilt, weshalb ich mich auch jetzt noch bestätigt und bestärkt darin sehe, vor einigen Jahren den Demografieprozess für Verwaltung und Kreistag initiiert zu haben. Wir werden die demografische Entwicklung sicherlich nicht grundsätzlich aufhalten, aber es ist wichtig, sich mit ihr auseinander zu setzen und die richtigen Schlussfolgerungen zu ziehen.

Und ich sehe auch in diesen Haushaltsberatungen, wie sich die Fraktionen mit der Thematik Demografie auseinandergesetzt haben, womit ich natürlich nicht den offiziellen Tagesordnungspunkt dieses Namens meine, sondern insbesondere Felder wie Kindergarten-Elternbeiträge oder auch Entwicklung der Heimplätze.
Und mit großer Sorge habe ich zum Thema Demografie einer Studie in der Welt am Sonntag entnehmen können, dass die Solidarität der Generationen stärker bedroht sein könnte als bisher vermutet.

Erstmals gibt es Belege dafür, dass Alte und Kinderlose dazu neigen, auf Bedürfnisse von Jüngeren und Familien mit Kindern weniger einzugehen. Die Gefahr von Verteilungskämpfen zulasten junger Generationen kann also zunehmen, wenn die Gesellschaft altert und mehr Menschen keine Kinder haben.

Untersucht wurde auch, ob Einstellungen zur Familien- und Rentenpolitik davon abhängen, wie alt die Befragten sind und ob sie Kinder oder Enkelkinder haben.

Die Ergebnisse sind eindeutig:

1. Je älter die Menschen sind, umso weniger heißen sie es gut, dass öffentliche Gelder an Familien und Kinder fließen, umso mehr wünschen sie sich zusätzliche Mittel für Rentner.

2. Wer Kinder und Enkelkinder hat - oder Letztere von seinen erwachsenen Kindern erhofft -, unterstützt staatliche Transfers von älteren an jüngere Generationen deutlich mehr, als die Kinderlose tun.

Ich bin davon überzeugt, dass alle - ich betone alle - Mandatsträger die zur Kommunalwahl anstanden sich dieser Verantwortung auch in finanzieller Hinsicht bewusst waren, als das Wahlprogramm aufgestellt wurde und begrüße ausdrücklich dass heute eine familienfreundliche Entscheidung, insbesondere für junge Familien, verabschiedet wird.

Bei all‘ diesen Entwicklungen, besonders im Jugend- und Sozialbereich ist eines zu bedenken: der Kreis Euskirchen lebt auf keiner Insel. Ob landes- oder bundesweit: überall entwickeln sich die Kosten wie bei uns.

Nur ein einziges Beispiel:

Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII) ist eine seit 2003 eingeführte bedarfsorientierte Sozialleistung zur Sicherstellung des notwendigen Lebensunterhalts. Personen, die die Altersgrenze erreicht haben oder wegen Erwerbsminderung auf Dauer aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind und ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten können, erhalten damit eine Unterstützung zur Deckung des soziokulturellen Existenzminimums. Zuständig sind in NRW die Kreise und kreisfreien Städte. Die Kosten in NRW belaufen sich auf inzwischen 967 Mio. € (2008). 
Sie steigen allerdings schneller als im Bundesdurchschnitt: Erfolgte bundesweit ein Anstieg von 2,864 Mrd. € (2005) auf 3,788 Mrd. € (2008) um insgesamt 32 Prozent, stiegen die Kosten in NRW von 630 Mio. € (2005) auf 967 Mio. € (2008) um fast 54 Prozent.

Zum Vergleich: 
Bei uns stiegen die Kosten der Grundsicherung von 2005 nach 2008 um 1,7 Mio. € und damit 43 %!
Unser Anstieg ist damit zwar niedriger als im NRW-Vergleich, aber immer noch höher als bundesweit. Und letztlich: 43 % in einem solch kurzen Zeitraum ist eine so hohe Zahl, dass der Begriff „explosionsartige Entwicklung“ nicht ganz fehl am Platze sein dürfte.
Leider besitzt die Grundsicherung keinen Ausnahmestatus. Fakt ist: die sozialen Kosten steigen und steigen. Und damit sind wir bei der Frage: 
Wer soll das bezahlen und wo soll das Geld denn herkommen?
Den exorbitant gestiegenen Sozialausgaben muss unter Zusammenführung von Aufgaben- und Finanzverwaltung durch eine deutliche Erhöhung der Kreisschlüsselmasse und unter deutlicher Rückführung der Kreisumlagenfinanzierung Rechnung getragen werden.
Jahr für Jahr mahnen wir an, dass Bund und Land ihren Pflichten im Hinblick auf eine auskömmliche kommunale Finanzausstattung nachkommen. Gleichwohl: bisher ist nicht erkennbar, dass sich etwas getan hat. 
Unabhängig vom Ausgang der Landtagswahl, ist die Arbeit der Gemeindefinanzkommission in den kommenden Monaten fortzusetzen, damit die Kommunalfinanzen endlich auf eine solide Grundlage gestellt werden.

Ich möchte mich an dieser Stelle nicht noch einmal wiederholen, denn ich habe es schon oft gesagt, zum Beispiel, als wir im Januar diesen Haushalt eingebracht haben, aber ein wiederholender Satz sei mir gestattet:
Die Entwicklung der sozialen Lasten ist für die Kommunen durch Sparen nicht kompensierbar!
Ich erneuere daher meine Forderung an alle Entscheidungsträger in Bund und Land: 
Beseitigen Sie die strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen!

Anrede,

Der Kämmerer hat in allen Fraktionen Rede und Antwort gestanden, einige Fraktionen haben darüber hinaus weitere Führungskräfte der Verwaltung eingeladen. Ob von Verwaltungsmitarbeitern oder von Politikern: Mir wurde von sehr sachlichen Diskussionen berichtet. 
Diese Sachlichkeit zeichnet die Arbeit des Kreistages des Kreises Euskirchen aus, sie ist aber auch Ergebnis der außerordentlich guten Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Kreisverwaltung. Denn vereinzelter Kritik zum Trotz: der Kreishaushalt zeichnet sich seit Jahren durch eine große Transparenz aus – Transparenz, die der sachlichen Diskussion sehr nützlich ist.
Diese Transparenz wird uns auch bei der anstehenden Aufgabenkritik Nutzen bringen. Die gemeinsam getroffene Entscheidung, den von 2004 bis 2006 durchlaufenen Prozess der kritischen und spezifischen Untersuchung der Kreisaufgaben, begrüße ich ausdrücklich. Sie wird uns auch künftig helfen, Prioritäten richtig zu setzen. 
Ich verstehe sie, wie auch seinerzeit, als gemeinsamen Prozess von Politik und Verwaltung, die bisherige Arbeit zu hinterfragen, um daraus ggf. Konsequenzen für die Zukunft zu ziehen.
Anrede,

inhaltlich waren am Haushalt gegenüber dem Entwurf nur wenige Änderungen vorzunehmen. Herausstechend war allenfalls, und damit komme ich noch einmal auf die Demografie zurück, der „Einstieg in den Ausstieg“, wie es so schön heißt – konkret: die Ausweitung der Beitragsfreiheit für Kindergartenkinder. 
Wir wissen, dass der Kreis Euskirchen auch bisher schon eine sehr soziale Staffelung der Elternbeiträge vorzuweisen hatte. So konnte man der aktuellen Abfrage bei den Städten und Gemeinden entnehmen, dass bereits im letzten Kindergartenjahr ca. ein Drittel der Kinder beitragsfrei betreut wurde.
Mit dem heute gefassten Beschluss wird diese Quote insgesamt auf ca. 40 Prozent angehoben. Von den Kindern des letzten Kindergartenjahres werden damit sogar im nächsten Kindergartenjahr voraussichtlich mehr als die Hälfte beitragsfrei betreut.
Ich meine, der Kreis Euskirchen kann sich mit dieser neuen Regelung sehen lassen. Der Beschluss zeigt einmal mehr, dass wir viel für unsere Kinder tun und ein familienfreundlicher Kreis sind.
Natürlich gibt es keine Familienfreundlichkeit zum Nulltarif. Die volle Jahreswirkung dieser Maßnahme schätzen wir auf ca. 160.000 €, dabei fällt in 2010 nur ein anteiliger Betrag von 65.000 € an. Und ebenso natürlich belastet ein solcher Beschluss die Kreisumlage. 
Aber auch hier, wie auch sonst, muss man Vor- und Nachteile abwägen. Dem Ergebnis des Abwägungsprozesses schließe ich mich ausdrücklich an. Denn dieser Betrag sollte es uns wert sein, unsere Familienfreundlichkeit und damit unsere Zukunftsfähigkeit zu dokumentieren.
Anrede,

zum Schluss möchte ich mich noch der interkommunalen Zusammenarbeit widmen. 
Zusammen mit allen Bürgermeistern habe ich im Februar eine Absichtserklärung über die interkommunale Zusammenarbeit unterzeichnet. Ziel ist es, gemeinsam Mehrwerte und dabei insbesondere eine Steigerung der Effizienz und der Effektivität der Aufgabenerledigung zu erreichen, ohne dass einer der Partner ein Identitätsverlust oder eine Einschränkung der Steuerungsmöglichkeiten befürchten  muss. 
Wir sehen uns dabei mit unseren Städten und Gemeinden in einem Boot und als gleichberechtigte Partner.

Der Kreis bildet in diesem Sinne die geborene Ebene für die Generierung von externen und internen Synergien. Das gilt sowohl für die Zusammenarbeit mit unseren Städten und Gemeinden als auch für die Zusammenarbeit mit anderen Kreisen.
In der Sache kommt dabei neben einer Zusammenarbeit bei verwaltungsinternen Leistungen auch die Kooperation bei kommunalen Einrichtungen und Unternehmen wie auch bei regionalen Service- und Dienstleistungsfunktionen (Wirtschaftsförderung, Gleichstellung, Feuerwehr usw.) in Betracht.

Die öffentliche Verwaltung der Zukunft wird im Wesentlichen auf einer vernetzten Leistungserstellung beruhen; deshalb ist auch hier der Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologie unumgänglich.

Wir sind dazu bereit und ich erhoffe mir, dass künftig mehr Synergien als bisher erzielt werden. Die bisherigen Ergebnisse sind aus meiner Sicht schlicht und einfach zu wenig. Es muss in Zukunft auch um „ungeliebte Kooperationsfelder" und „heilige Kühe" gehen, denn selbst wenn es im Einzelfall die Höhe der Kreisumlage nicht tangiert: dem Bürger bringt jede Einsparung etwas.
In einem ersten Schritt sollen die Themenfelder Abfallentsorgung und -transport (unter Berücksichtigung der Auslaufdaten bestehender Verträge in einzelnen Kommunen), Erwachsenenbildung (VHS) sowie Schulentwicklungsplanung angegangen werden.
Ich vertraue auf unsere gemeinsame Vereinbarung mit den Bürgermeistern.
Anrede,

ich fasse kurz zusammen:

1. Die sozialen Kosten, insbesondere auch infolge der demografischen Entwicklung, explodieren.

2. Bund und Land sind und bleiben aufgerufen, die chronische Unterfinanzierung der Kommunen zu beseitigen.

3. Ich begrüße die bevorstehende Aufgabenkritik.

4. Ob mit oder ohne HSK: wir werden auch weiterhin sparsam wirtschaften.
5. Ich begrüße die Ausweitung der Kindergartenbeitragsfreiheit.

6. Die interkommunale Zusammenarbeit muss forciert werden und
7. dem Haushalt in der aktuellen Fassung stimme ich infolgedessen zu.
Abschließend gilt mein Dank Ihnen und insbesondere den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Verwaltung für ihr großes Engagement.
